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Steuertermine 
Für die anstehenden Steuertermine besuchen Sie uns bitte im Mandantenbereich unserer 
Internetseite unter www.wp-hoeftmann.de im Abschnitt „Aktuelles“, wo wir die wichtigsten 
Steuertermine tagesaktuell veröffentlichen. 

Bildung von Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 
Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten sind Schulden, bei denen die spätere 
Auszahlung und deren Höhe zum Zeitpunkt der Bildung unbekannt sind. Sie sind als 
Pflichtrückstellung in der Handels- und Steuerbilanz zu bilden. Dabei ist zu unterscheiden 
zwischen 
· der Wahrscheinlichkeit des Bestehens der Verbindlichkeit dem Grunde nach und 
· der Wahrscheinlichkeit der tatsächlichen Inanspruchnahme der Höhe nach. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall ging es um eine AG, die im Jahr 2003 
auf Rückzahlung eines Beratungshonorars verklagt worden war. Die AG ließ von einer 
Rechtsanwaltskanzlei prüfen, ob dies rechtens war. Die Anwaltskanzlei kam in einem 
Gutachten zu dem Ergebnis, dass das Unterliegen in dem Rechtsstreit nicht überwiegend 
wahrscheinlich sei. Die AG bildete deshalb in ihrer Bilanz zum 31.12.2003 keine 
Rückstellung hinsichtlich des zurückgeforderten Honorars, während das Finanzamt eine 
Verpflichtung zur Rückstellungsbildung annahm. 
Der BFH entschied, dass die AG keine Rückstellung bilden musste. Obwohl eine 
Rückstellung dem Grunde nach geboten war, war die tatsächliche Inanspruchnahme nicht 
wahrscheinlich. 

Steuerliche Behandlung von Zuschüssen für Werkzeugkosten 
Werkzeugkostenzuschüsse, die ein Auftraggeber seinem Zulieferer gewährt, sind 
gewinnerhöhend zu erfassen, wenn der Auftraggeber Eigentümer der Werkzeuge wird. Die 
Gewinnerhöhung darf weder durch einen Rechnungsabgrenzungsposten noch durch eine 
Rückstellung neutralisiert werden. Der geleistete Zuschuss stellt die Gegenleistung für die 
übertragenen Werkzeuge dar, so dass eine Aktivierung beim Hersteller nicht möglich ist. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall ging es um einen Automobilzulieferer, 
der Spezialwerkzeuge für die Herstellung von Kfz-Teilen anfertigte. Der Auftraggeber 
leistete einen Werkzeugkostenzuschuss, der im Regelfall die Herstellungskosten der 
Werkzeuge um 20 % überstieg. Durch Vereinbarung eines Besitzkonstituts gingen die 
Werkzeuge in das zivilrechtliche Eigentum des Auftraggebers über. Der Hersteller 
aktivierte die Werkzeuge mit den angefallenen Herstellungskosten und schrieb diese auf 
die voraussichtliche Nutzungsdauer ab. In Höhe der erhaltenen Zuschüsse wurde ein 
passiver Rechnungsabgrenzungsposten gebildet, den der Unternehmer über die 
voraussichtliche Lieferdauer der mit diesen Werkzeugen gefertigten Teile erfolgswirksam 
aufgelöst hatte. 

Betriebliche Veranlassung der Kosten einer Anteilsübertragung 
Aufwendungen einer Personengesellschaft sind als Entnahme zu beurteilen, wenn sie 
nicht überwiegend durch den Betrieb der Personengesellschaft, sondern in nicht 
bedeutungsloser Weise durch die private Lebensführung eines oder mehrerer 
Gesellschafter oder diesen nahestehenden Personen veranlasst sind. Eine betriebliche 
Veranlassung ist gegeben, wenn die Aufwendungen objektiv mit dem Betrieb wirtschaftlich 
zusammenhängen und subjektiv dem Betrieb zu dienen bestimmt sind. 
Ein Vater hatte Anteile an einer Personengesellschaft auf seinen Sohn übertragen. Die 
Kosten für die Rechtsberatung und Beurkundung, die in diesem Zusammenhang 
entstanden, wurden vom Finanzamt nicht als Betriebsausgaben anerkannt. Der 
Bundesfinanzhof ist ebenfalls der Ansicht, dass Rechtsberatungs- und 
Beurkundungskosten keine Betriebsausgaben der Gesellschaft sind, wenn Anteile an 
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Personengesellschaften an einen Nachfolger übertragen werden. Die Auswechslung der Gesellschafter 
aufgrund einer Anteilsübertragung betrifft nur das Gesellschaftsverhältnis. Der Betrieb der Gesellschaft wird in 
der Regel nicht berührt. 

Betriebsaufspaltung auch bei Vermietung an vermögensverwaltende GmbH 
Die Vermietung eines Grundstücks des Privatvermögens führt zu Vermietungseinkünften. Anders ist es, wenn 
der Grundstückseigentümer das Objekt an eine von ihm beherrschte GmbH vermietet. Dann kann eine 
Betriebsaufspaltung vorliegen und das Grundstück gehört zum gewerblichen Betriebsvermögen. 
Voraussetzung ist, dass das vermietete Wirtschaftsgut eine wesentliche Betriebsgrundlage für den Mieter 
darstellt (sog. sachliche Verflechtung) und die an beiden Unternehmen beteiligte Person oder 
Personengruppe in beiden Unternehmen ihren Willen durchsetzen kann (sog. personelle Verflechtung). 
Der Bundesfinanzhof hatte folgenden Fall zu beurteilen: Die Gesellschafter einer Grundstücksgemeinschaft 
waren gleichzeitig alleinige Gesellschafter einer GmbH, an die sie ein Wohnhaus vermieteten. Die GmbH 
nutzte das Wohnhaus nicht für eigene gewerbliche Tätigkeit, sondern vermietete es weiter und war somit nur 
vermögensverwaltend tätig. Das Gericht entschied, dass auch in diesem Fall eine Betriebsaufspaltung 
vorliegt. Die personelle Verflechtung war unstreitig, weil die Gesellschafter der Grundstücksgemeinschaft 
gleichzeitig die alleinigen Gesellschafter der GmbH waren. Ebenso lag eine sachliche Verflechtung vor, weil 
das Wohnhaus eine wesentliche Betriebsgrundlage für die GmbH war. 

Steuerbegünstigter Betriebsaufgabegewinn auch bei gleichzeitiger 
Buchwert-Ausgliederung einer 100 %igen-GmbH-Beteiligung 
A war alleiniger Gesellschafter der A-GmbH & Co. KG, die unter anderem Grundstücke an die B-GmbH 
vermietete, deren alleiniger Gesellschafter ebenfalls A war. Die Anteile an der B-GmbH gehörten deswegen 
zu seinem Sonderbetriebsvermögen in der A-GmbH & Co. KG. A löste die A-GmbH & Co. KG auf und 
übertrug deren Wirtschaftsgüter im Rahmen einer Betriebsaufgabe in sein Privatvermögen. Die Anteile an der 
B-GmbH überführte er gleichzeitig zum Buchwert vom Sonderbetriebsvermögen der A-GmbH & Co. KG in 
sein Sonderbetriebsvermögen der X-KG, an der er als Kommanditist beteiligt war. Für den 
Betriebsaufgabegewinn beantragte er die gesetzlichen Steuervergünstigungen. 
Das Finanzamt lehnte dies ab, weil A nicht die stillen Reserven aus der Beteiligung an der B-GmbH 
aufgedeckt hatte. Dies war nach Auffassung des Bundesfinanzhofs aber nicht notwendig, weil die 
Steuervergünstigungen für die Betriebsaufgabe und einer 100 %igen-Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft 
jeweils gesondert gewährt werden können. 

AfA auf Mietereinbauten richtet sich nach dem Inhalt des Pachtvertrags 
Gebäudeherstellungskosten oder Mietereinbauten sind grundsätzlich mit den für Gebäude maßgeblichen AfA-
Sätzen abzuschreiben. Dabei wird auf die voraussichtliche tatsächliche Nutzungsdauer abgestellt. Auf eine 
mutmaßlich kürzere Dauer eines Pachtverhältnisses kommt es nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs 
nicht an. 
Eine die technische Nutzungsdauer unterschreitende wirtschaftliche Nutzungsdauer ist nur dann von 
Bedeutung, wenn ein Gebäude oder Mietereinbauten vor Ablauf der technischen Nutzungsdauer wirtschaftlich 
verbraucht sind. Dies ist nur der Fall, wenn für sie keine Möglichkeit mehr zu einer anderweitigen wirtschaftlich 
sinnvollen Nutzung oder Verwertung besteht. Im Rahmen eines Pachtverhältnisses liegen diese 
Voraussetzungen nur vor, wenn die Gebäude oder Mietereinbauten zum Ende des Pachtvertrags abzureißen 
oder zu vernichten sind. 

Buchwerteinbringung auch bei wirtschaftlichem Eigentum möglich 
Wird ein Einzelunternehmen in eine Personengesellschaft eingebracht, kann die aufnehmende Gesellschaft 
entscheiden, ob sie für steuerliche Zwecke die eingebrachten Wirtschaftsgüter in ihrer Bilanz mit dem 
Buchwert, Teilwert oder einem Zwischenwert ansetzt. Der von der aufnehmenden Gesellschaft gewählte 
Wertansatz gilt als Veräußerungspreis für den Einbringenden. Bei der Buchwerteinbringung entstehen keine 
Veräußerungsgewinne. 
Der Bundesfinanzhof hatte einen Fall zu entscheiden, in dem Wirtschaftsgüter zum Buchwert eingebracht 
wurden, die dem Einbringenden nicht gehörten, sondern ihm nur als wirtschaftlicher Eigentümer zuzurechnen 
waren. Wirtschaftliches Eigentum liegt vor, wenn nach dem Gesamtbild der Verhältnisse ein anderer als der 
rechtliche Eigentümer die tatsächliche Herrschaft über ein Wirtschaftsgut ausübt und den nach bürgerlichem 
Recht Berechtigten auf Dauer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich ausschließen kann. 
Das Finanzamt meinte, die steuerbegünstigte Buchwerteinbringung sei nur für Wirtschaftsgüter möglich, die 
dem Einbringenden gehörten. Für die in seinem wirtschaftlichen Eigentum stehenden Wirtschaftsgüter nahm 
das Finanzamt eine mit dem Teilwert zu bewertende Entnahme aus dem Einzelunternehmen an, was zu einer 
entsprechenden Steuerfestsetzung führte. Das Gericht entschied aber zugunsten des Einbringenden, dass 
auch die in seinem wirtschaftlichen Eigentum stehenden Wirtschaftsgüter zu Buchwerten eingebracht werden 
können. 
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Zahlung einer Pension neben einem laufenden Gehalt bei einem 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer 
Wenn ein Gesellschafter-Geschäftsführer die in einer Versorgungszusage vereinbarte Altersgrenze erreicht, 
er also Anspruch auf die Zahlung der Pension hat, stellt sich die Frage, wie zu verfahren ist, wenn er über die 
festgelegte Altersgrenze hinaus weiterarbeiten möchte. Fraglich ist, ob die Zahlung von Pension und Gehalt 
aus demselben Dienstverhältnis möglich ist. 
Das Finanzgericht Köln folgte der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und entschied: 
· Die Zahlung der Pension erfordert nicht zwingend das Ausscheiden des Pensionsberechtigten aus dem 

Betrieb oder die Beendigung des Dienstverhältnisses. 
· Im Fall der Weiterbeschäftigung würde ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter zur 

Vermeidung einer verdeckten Gewinnausschüttung allerdings verlangen, dass das Gehalt aus der 
fortbestehenden Tätigkeit als Geschäftsführer auf die Pension angerechnet wird. 

· Dies gilt auch dann, wenn das Geschäftsführer-Gehalt erheblich reduziert wird und keine Zweifel an der 
Angemessenheit von Pensions- und Gehaltszahlung bestehen. 

Der Bundesfinanzhof hat nun erneut Gelegenheit, diese Rechtsfrage zu entscheiden. 

Erdienungszeitraum bei endgehaltsabhängiger Pensionszusage an 
Gesellschafter-Geschäftsführer bei Gehaltssteigerungen 
Erteilt eine GmbH ihrem Gesellschafter-Geschäftsführer eine Pensionszusage, werden die Aufwendungen der 
GmbH hierfür u. a. nur dann steuerlich als Betriebsausgaben berücksichtigt, wenn der Pensionsberechtigte 
die Pension noch „erdienen“ kann. Das setzt bei einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer 
voraus, dass zwischen dem Zusagezeitpunkt und dem vorgesehenen frühestmöglichen Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand mindestens zehn Jahre liegen. Bei einem nicht beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführer verringert sich der Zeitraum auf drei Jahre; dieser muss dem Betrieb aber mindestens zwölf 
Jahre angehören. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Erhöhung einer endgehaltsabhängigen Pensionszusage um 
über 20 % dadurch, dass das Gehalt aufgestockt wird, einer Neuzusage der Pension gleichkommt. Die 
Gehaltsaufstockung und die damit verbundene mittelbare Erhöhung der Pensionszusage müssen deshalb so 
rechtzeitig erfolgen, dass der Erdienenszeitraum eingehalten wird. Andernfalls stellen die Aufwendungen für 
die Pensionszusage, soweit sie auf die Erhöhung der Geschäftsführervergütung zurückzuführen sind, 
verdeckte Gewinnausschüttungen der GmbH dar, die ihr steuerliches Einkommen nicht mindern. 

Zeitliche Begrenzung zur Antragstellung auf Anwendung der tariflichen 
Einkommensteuer für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
Einkünfte aus Kapitalvermögen werden i. d. R. der pauschalen Besteuerung mit 25 % unterworfen. Liegt die 
einkommensteuerliche Belastung unter Anwendung der tariflichen Einkommensteuer unter 25 %, können die 
Einkünfte aus Kapitalvermögen auf Antrag der Regelbesteuerung unterworfen werden. 
Der Antrag kann bis zum Eintritt der Festsetzungsverjährung gestellt werden. Sie beträgt vier Jahre, 
beginnend mit dem Ablauf des Jahres, in dem die Steuer entstanden ist. Wird der Antrag jedoch nach 
Unanfechtbarkeit des Einkommensteuerbescheids gestellt, ist eine Änderung der Steuerfestsetzung nur 
möglich, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen. Für einen Antrag auf eine niedrigere als 
bisher festgesetzte Einkommensteuer bedeutet dies, dass der Antrag nur Erfolg haben kann, wenn den 
Antragsteller am nachträglichen Bekanntwerden der pauschal besteuerten Kapitaleinkünfte kein grobes 
Verschulden trifft. Diese Voraussetzung liegt nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs nur vor, wenn die 
Steuerbescheinigung mit der pauschalen Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermögen den Antragsteller 
erst nach Unanfechtbarkeit des Einkommensteuerbescheids erreicht. 

Zivilprozesskosten (wieder) nur selten außergewöhnliche Belastung 
Entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung hatte der Bundesfinanzhof im Jahre 2011 die Kosten eines 
Zivilprozesses unabhängig von dessen Gegenstand als außergewöhnliche Belastung anerkannt, sofern sich 
bei einem Prozess hinreichend Aussicht auf Erfolg ergab und keine Mutwilligkeit vorlag. 
Nunmehr ist der BFH in einem Urteil aus 2015 zur alten Rechtsprechung zurückgekehrt, nach der 
Prozesskosten, namentlich Zivilprozesskosten, grundsätzlich nicht zwangsläufig erwachsen. Danach sind die 
Kosten eines Zivilprozesses im Allgemeinen keine außergewöhnlichen Belastungen. Etwas anderes kann 
ausnahmsweise nur dann gelten, wenn ein Rechtsstreit einen existenziell wichtigen Bereich oder den 
Kernbereich menschlichen Lebens berührt. Die Kosten eines Zivilprozesses sind also grundsätzlich nur dann 
als zwangsläufig anzusehen, wenn auch das die Prozessführung mit der Folge der Zahlungsverpflichtung 
verursachende Ereignis für den Steuerzahler zwangsläufig ist. 
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Anforderungen an den Nachweis als Ausbildungssuchender 
Die Registrierung eines Kindes als Ausbildungssuchender ist ein Indiz für das Bemühen des Kindes um einen 
Ausbildungsplatz. Dies reicht als Nachweis für einen Kindergeldanspruch aus. 
Eine solche Meldung ist nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs nicht mehr auf drei Monate beschränkt. Sie 
gilt vielmehr so lange, bis die Ausbildungssuche in einer Ausbildung, schulischen Bildung oder Arbeit mündet 
oder sich die Vermittlung anderweitig erledigt. Erst dann erlischt auch der Kindergeldanspruch. Unabhängig 
davon kann die Agentur die Vermittlung einstellen, wenn der Ausbildungssuchende ohne wichtigen Grund 
gegen ihm obliegende Pflichten verstößt. 

Kein tageweiser Ansatz der 1 %-Regelung bei nur zeitweiser Privatnutzung 
Überlässt der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt einen Dienstwagen auch zur 
privaten Nutzung, führt dies zu einem als Lohnzufluss zu versteuernden Nutzungsvorteil des Arbeitnehmers. 
Dieser Nutzungsvorteil ist für jeden Kalendermonat mit 1 % des inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der 
Erstzulassung zuzüglich der Kosten für Sonderausstattungen einschließlich Umsatzsteuer anzusetzen. 
Steht das Kraftfahrzeug dem Arbeitnehmer im Kalendermonat nur zeitweise zur Verfügung, ist nach einem 
Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg dennoch der Nutzungsvorteil für jeden Kalendermonat mit dem 
vollen Betrag von 1 % zu erfassen. Berechnungsgrundlage ist immer der volle Kalendermonat, eine 
taggenaue Berechnung ist nicht zulässig. 
Ist dagegen die private Nutzung oder die Nutzung zu Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte für einen 
vollen Monat ausgeschlossen, ist für diesen vollen Monat kein Monatswert als geldwerter Vorteil anzusetzen. 

Feststellung eines Veräußerungsgewinns im Feststellungsbescheid 
Die Feststellung eines Veräußerungsgewinns sowie seiner Höhe und Zurechnung erfolgen im 
Feststellungsverfahren. Dies ist Grundlage für die spätere im einkommensteuerlichen Festsetzungsverfahren 
zu beurteilende Frage, ob und in welcher Höhe ein Steuerfreibetrag zu gewähren ist. Bei den beiden 
Besteuerungsverfahren ist folglich zwischen den Feststellungen zur Sache und den für den Freibetrag 
maßgebenden persönlichen Verhältnissen zu differenzieren. Ein zu gewährender Freibetrag ist 
personenbezogen und nur einmalig zu gewähren. 

Grenzen der Speicherung digitaler Steuerdaten bei einer Außenprüfung 
Zur Durchführung einer Außenprüfung kann das Finanzamt vom Unternehmer verlangen, dass er seine 
Steuerdaten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung stellt. So kann der Betriebsprüfer 
die Daten mit speziellen Analyseprogrammen auswerten. Diese Programme sind in der Regel auf Laptops 
installiert, die die Betriebsprüfer mit sich führen. Wenn ein solcher Laptop in fremde Hände gerät, besteht die 
Gefahr der missbräuchlichen Verwendung der Daten. Daher dürfen der Datenzugriff und die Auswertung nach 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs nur in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder in den Diensträumen 
der Finanzverwaltung stattfinden. Nach Abschluss der Außenprüfung dürfen die Daten nur noch in den 
Diensträumen der Finanzverwaltung gespeichert bzw. aufbewahrt werden, soweit und solange sie für Zwecke 
des Besteuerungsverfahrens, z. B. bis zum Abschluss etwaiger Rechtsbehelfsverfahren, benötigt werden. Ein 
Arbeiten im Home-Office kann es damit für Betriebsprüfer kaum noch geben. Darüber hinaus wird die 
Finanzverwaltung ihre Prüfungsanordnungen anpassen müssen. 

Führungsholding ist vorsteuerabzugsberechtigt und die deutschen 
Vorschriften zur umsatzsteuerlichen Organschaft sind europarechtswidrig 
Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat sich auf entsprechende Vorlagen des Bundesfinanzhofs 
zum Vorsteuerabzug und zur umsatzsteuerlichen Organschaft geäußert. 
Im Gegensatz zu einer Finanzholding erbringt eine Führungsholding gegenüber ihren Tochtergesellschaften 
entgeltliche administrative und kaufmännische Dienstleistungen. Damit wird die Führungsholding 
unternehmerisch tätig und ist zum Vorsteuerabzug berechtigt. Sie kann sogar vollumfänglich die Vorsteuer 
aus den bezogenen Eingangsleistungen geltend machen, auch wenn Teile davon sich auf den nicht 
steuerbaren Erwerb und das Halten der Beteiligung beziehen. Eine Aufteilung des Vorsteuerabzugs wird erst 
erforderlich, wenn die Führungsholding auch steuerfreie Umsätze erbringt. Über den Aufteilungsschlüssel 
muss der Bundesfinanzhof entscheiden. 
Anders als die deutschen Vorschriften sieht das Europäische Recht keine Einschränkung dahin gehend vor, 
dass nur juristische Personen Organgesellschaft sein können. Danach können auch Personengesellschaften 
als Organgesellschaft fungieren. Auch das nach deutschem Verständnis erforderliche Über- und 
Unterordnungsverhältnis, das durch die finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Eingliederung in den 
Organträger zum Ausdruck kommen soll, hat im Europäischen Recht keine Grundlage. Dort ist eine enge 
Verbindung ausreichend. Nur wenn die bisherigen deutschen Vorschriften der Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung dienen, könnten sie Bestand haben. Das muss der Bundesfinanzhof entscheiden. 
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Abschließend stellte der EuGH fest, dass Unternehmer in den hier beschriebenen Konstellationen sich nicht 
direkt auf das für sie günstigere Europäische Recht berufen können. 

Kein Vorsteuerabzug, wenn Rechnung Scheinsitz des Leistenden ausweist 
Ein Unternehmer kann nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs keinen Vorsteuerabzug geltend machen, 
wenn der in der Rechnung angegebene Sitz des Leistenden tatsächlich nicht bestanden hat. Die Angabe 
einer Anschrift, an der keinerlei geschäftliche Aktivitäten stattgefunden haben, reicht nicht aus. 

Unrichtiger Absender in CMR-Frachtbrief verhindert Umsatzsteuerfreiheit 
Die Lieferung eines Gegenstands von Deutschland in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ist 
u. a. nur dann von der Umsatzsteuer befreit, wenn der Unternehmer die Voraussetzungen einer 
innergemeinschaftlichen Lieferung buch- und belegmäßig nachweist. An diesen Nachweis werden strenge 
Anforderungen gestellt. Der Unternehmer muss u. a. einen Versendungsbeleg erstellen. Als solcher gilt auch 
der CMR-Frachtbrief. 
Dieser muss nach Urteil des Bundesfinanzhofs u. a. den zutreffenden Namen des Absenders enthalten. 
Absender ist derjenige, der den selbstständigen Frachtführer beauftragt. Wird dieser vom Abnehmer 
beauftragt, enthält der Frachtbrief jedoch den Namen des leistenden Unternehmers als Absender, ist der 
Frachtbrief falsch, der Belegnachweis damit nicht ordnungsgemäß und die Lieferung steuerpflichtig. 
Außerdem muss der Beleg die genaue Angabe des Bestimmungsorts enthalten. Allgemeine Angaben wie 
„Gegenstand wurde ordnungsgemäß aus Deutschland ausgeführt“, „aus Deutschland in die EU-
Mitgliedstaaten ausgeführt“ oder „in o. g. Bestimmungsland ausgeführt“, reichen nicht aus. 

Nachweis einer Ausfuhr nicht durch Zeugenbeweis möglich 
Der Unternehmer muss üblicherweise anhand seiner Bücher und Belege nachweisen, dass die 
Voraussetzungen einer umsatzsteuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung vorliegen (sog. Buch- und 
Belegnachweis). Gelingt ihm dieser Formalbeweis nicht, weil seine Belege nicht ordnungsgemäß sind (der 
Frachtbrief enthält z. B. keine Angaben zum Bestimmungsort im übrigen Gemeinschaftsgebiet), kann er den 
Nachweis, wohin der Gegenstand geliefert wurde, nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs nicht durch 
Zeugenbeweis führen. 

Individuelle Zuordnung der erbschaftsteuerlichen Steuerbefreiung 
Der Erwerb von zu Wohnzwecken vermieteten Grundstücken oder zu eigenen Wohnzwecken genutzter 
Familienheime ist erbschaftsteuerlich begünstigt. Ein zu Wohnzwecken vermietetes Grundstück unterliegt mit 
90 % seines Werts der Besteuerung. Der Erwerb eines vom Erblasser zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Familienheims kann beim überlebenden Ehepartner, bei Kindern oder Kindern verstorbener Kinder im Fall der 
sofortigen Eigennutzung zur vollständigen Steuerbefreiung führen. Ist eine Erbengemeinschaft Erwerber von 
derart begünstigtem Vermögen, können die zuvor genannten Steuervergünstigungen nur entsprechend der 
jeweiligen Erbquote in Anspruch genommen werden. 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob die quotale Zuordnung der Steuervergünstigungen auch 
anzuwenden ist, wenn mehrere Personen Erben von sowohl steuerlich begünstigtem als auch nicht 
begünstigtem Vermögen werden und im Zuge der späteren Erbauseinandersetzung einer der Beteiligten das 
begünstigte und der andere das nicht begünstigte Vermögen erhält. Nach dem Urteil stehen demjenigen 
Erben die vollen Steuervergünstigungen für begünstigtes Vermögen zu, der dieses Vermögen auch 
tatsächlich im Rahmen der Erbauseinandersetzung erhält. Die Steuervergünstigung ist nicht auf den Anteil 
des Erben am Nachlass beschränkt. 
Die vorstehenden Grundsätze zu einem Begünstigungstransfer gelten auch, wenn ein Erbe im Rahmen einer 
Nachlassteilung seinen erworbenen Anteil am begünstigten Vermögen auf einen Miterben überträgt. Selbst 
bei einer Übertragung von begünstigtem Vermögen auf Grund einer vom Erblasser begründeten Verpflichtung 
oder im Rahmen einer Nachlassteilung steht die Steuerbefreiung nicht dem Ersterwerber zu. 

Grunderwerbsteuerliche Ersatzbemessungsgrundlage wegen 
Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz neu geregelt 
Die Grunderwerbsteuer fällt beim Kauf eines Grundstücks an und beträgt je nach Bundesland zwischen 3,5 % 
und 6,5 %. Bemessungsgrundlage ist regelmäßig der Kaufpreis. Es gibt aber bestimmte 
grunderwerbsteuerliche Tatbestände, bei denen kein Kaufpreis vereinbart wurde, z. B. bei Umwandlungen 
oder Einbringung von Grundstücken in Gesellschaften. In diesem Fall sah das Gesetz bisher eine 
Ersatzbemessungsgrundlage nach dem sog. vereinfachten Ertragswertverfahren vor. Diese Werte waren 
allerdings regelmäßig niedriger als die tatsächlichen Grundstückswerte. Das Bundesverfassungsgericht hat 
entschieden, dass dies nicht mit dem Grundgesetz vereinbar ist. 
Der Gesetzgeber hat hierauf reagiert und im Steueränderungsgesetz 2015 beschlossen, dass rückwirkend 
zum 1.1.2009 als Ersatzbemessungsgrundlage der Wert maßgebend ist, der auch für erbschaftsteuerliche 
Zwecke anzusetzen ist. Weil dieser Wert regelmäßig höher ist als der bisherige, führt dies zu einer höheren 
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Grunderwerbsteuer. Das Gesetz wird aus Vertrauensschutzgründen aber nur in folgenden Fällen rückwirkend 
angewendet: 
· Für einen Besteuerungsfall liegt noch keine Steuerfestsetzung oder gesonderte Feststellung des 

Grundbesitzwerts für Zwecke der Grunderwerbsteuer vor, 
· der Steuerzahler hat eine bereits vorgenommene erstmalige Steuerfestsetzung oder erstmalige 

gesonderte Feststellung außergerichtlich mit dem Einspruch angefochten und es ist noch keine 
Unanfechtbarkeit eingetreten. In diesem Fall kann aber durch eine Rücknahme des Einspruchs eine 
Verböserung der angefochtenen Steuerfestsetzung verhindert werden, 

· der Steuerzahler hat eine bereits vorgenommene erstmalige Steuerfestsetzung oder erstmalige 
gesonderte Feststellung gerichtlich angefochten und es ist noch keine Unanfechtbarkeit eingetreten. In 
diesem Fall kann das Finanzgericht die Steuerfestsetzung zwar nicht verbösern, es kann aber einer 
anderweitig begründeten Klage die rückwirkende Neuregelung saldierend gegenüberstellen. 

Grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage 
In zwei gerichtlichen Entscheidungen ist geklärt worden, welche Abzüge von der grunderwerbsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage vorzunehmen sind: 

Grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage ist um Kapitalwert des Erbbauzinsanspruchs zu mindern 
Der Bundesfinanzhof hat unter Änderung seiner Rechtsprechung entschieden, dass beim Kauf eines mit 
einem Erbbaurecht belasteten Grundstücks nur der nach Abzug des Kapitalwerts des Erbbauzinsanspruchs 
vom Kaufpreis verbleibende Unterschiedsbetrag der Grunderwerbsteuer unterliegt. Dies gilt unabhängig 
davon, ob der Erbbauberechtigte oder ein Dritter das Grundstück erwirbt. Ist der Kaufpreis niedriger als der 
Kapitalwert des Erbbauzinsanspruchs, fällt danach keine Grunderwerbsteuer an. 

Grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage ist um Instandhaltungsrückstellung zu mindern 
Das Wohnungseigentumsgesetz verpflichtet die Wohnungseigentümergemeinschaft laufende Beiträge zu 
einer Instandhaltungsrückstellung zu zahlen, deren Höhe durch Mehrheitsbeschluss der 
Eigentümerversammlung festgelegt wird. Beim Verkauf einer Eigentumswohnung geht die 
Instandhaltungsrückstellung in der Regel auf den Erwerber über. 
Grundsätzlich unterliegt im Rahmen einer Zwangsversteigerung das Meistgebot als Bemessungsgrundlage 
der Grunderwerbsteuer. Nach einem Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg stellt das Guthaben der 
Instandhaltungsrückstellung keine Gegenleistung für den Grundstückserwerb dar. Deshalb ist bei einem 
Erwerb im Wege des Zwangsversteigerungsverfahrens das Meistgebot um den Anteil an der 
Instandhaltungsrückstellung zu mindern. Nur der verminderte Betrag ist Bemessungsgrundlage für die 
Grunderwerbsteuer. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

KMU-Begriff bei der Investitionszulage 
Für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) erhöht sich die Investitionszulage auf 25 % der 
Bemessungsgrundlage. Der Begriff „KMU“ richtet sich nach europarechtlichen Vorschriften. Handelt es sich 
bei dem antragstellenden Unternehmen um ein verbundenes Unternehmen, ist ein KMU-Status grundsätzlich 
zu verneinen. Diese Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist zum Investitionszulagengesetz 2007 ergangen, 
sie dürfte jedoch auch für die Nachfolgeregelung Bedeutung haben. Auch diese knüpft an die 
KMU-Empfehlung an. 

Keine Anrechnung von Urlaubsgeld auf den Mindestlohn 
Ein zusätzliches Urlaubsgeld ist nicht auf den Mindestlohnanspruch anrechenbar. Entscheidend für die 
Anrechnung ist, ob die Leistung ihrem Zweck nach die normale Arbeitsleistung des Arbeitnehmers entgelten 
soll. Das zusätzliche Urlaubsgeld dient der Kompensation von Ausgaben, die während der Erholung im Urlaub 
entstehen und unterstützt damit die Wiederherstellung und den Erhalt der Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers. 
Es ist nach einem Urteil des Arbeitsgerichts Bautzen nicht als Vergütung der Normalleistung zu betrachten. 
 

Persönliches zum Jahresende 
Auch in diesem Jahr haben wir wieder von der Übersendung von Weihnachtskarten abgesehen und 
stattdessen Spenden an gemeinnützige Einrichtungen getätigt. 
Deshalb möchten wir diese Gelegenheit nutzen, um Ihnen und Ihren Familien ein gesegnetes und 
besinnliches Weihnachtsfest zu wünschen. 
Gleichzeitig möchten wir uns bei Ihnen für die vertrauensvolle Zusammenarbeit im abgelaufenen Kalenderjahr 
bedanken und Ihnen sowohl für Ihr Unternehmen als auch für Sie privat ein erfolgreiches, gesundes und gutes 
neues Jahr 2016 wünschen. Wir versprechen Ihnen, auch weiterhin nach all unseren Kräften unseren Beitrag 
zu leisten, damit 2016 für Sie ein gutes Jahr wird. 
 

Alle Angaben nach bestem Wissen, aber ohne Gewähr 


